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2 m Am ehe r von Stephan u A
as Haus iſt ſehr ſchwach beſetztDie zweite Bekuhn des Etats der ReichsPoſt und

Telegraphen Verwaltung wird mit dem Extraordinarium
fortgeſetzt

Kap 4 Tit 1 fordert zur Herſtellung eines neuen Dienſt
ebäudes in Frankfurt Main als ſiebente Rate und fünfte

287 000 Mk Tit 17 fordert zur Erweiterung
eines Poſtgrundſtücks in Frankfurt Main als erſte Rate
50 000 Mk Ohne Debatte ſtimmt das Haus dem zu ebenſo
werden die Titel bis einſchließlich 25 bewilligt

Den Titel 26 zur Herſtellung eines neuen Dienſtgebäudes
in DeutſchKrone erſte Rate 71 500 Mk beantragt

Abg Schmidt Warburg Ctr zu ſtreichen Er finde
auch bei dieſem Poſten daß die Poſtbehörde zu theuer baue
denn für dieſes kleine Städtchen werden an Baukoſten 157 000
Mark gefordert Für die Gerichte werden weit weniger
Summen verwendet Jn Deutſch Croue ſollen außerdem zur
Beſchaffung von Jnterimsräumen noch 1500 Mark ausgegeben
werden Das Gebäude in dem die Jnterimsräume
gemiethet werden follen dürfte doch höchſtens 30 000 Mk
koſten Würde man die Hälfte der geforderten Summe be
willigen ſo würde die Poſt auch ihren Verpflichtungen nach

kommen können Er bitte daher für dies Jahr die Poſition
abzufetzen und der Poſt zu überlaſſen im nächſten Jahre ein
neues Projekt vorzulegen

Direktor Fiſcher erſucht um die Bewilligung denn es
liege ein dringendes Bedürfniß vor Ein Vergleich mit den
Juſtizgebäuden treffe nicht zu es fehle das Tertium comparationis
Als nebenſächlich ſei zu erwähnen daß die Jnterimsräume an
Miethe nicht wie im Etat angegeben 1500 Mark ſondern 2900
Mark erfordern würden Richtig ſei ja daß Dt Crone
kaum 7000 Einwohner habe trotzdem ſei es ein ſehr
wichtiger Poſtort und erfordere wegen der geringen
Zahl der Eiſfenbahnzüge die dort verkehren eine große Pack
kammer für Packete auch ſei dort die Zahl der Abholer fehr
groß Jn Dt Krone feien 8 Agenturen und die Abrechnung
mit dieſen und die Umſpedition erfordere große Räume Auch
beſtehe dort noch ein ſehr großer Fahrpoſtdienſt für den Räume
zur Unterbringung der Wagen und als Wartezimmer nothwendig
ſind Das ſeien alles Dinge die man auf den erſten Blick
nicht ſehe Darum könne aber das Haus ohne Bedenken die
Poſition annehmen

Abg Gamp findet es gegenüber dem einſtimmigen Beſchluß
der Kommiſſion die Poſition zu bewilligen befremdlich daß ein
Mitglied des Haufſes das der Kommiſſion nicht angehört ſich
aber leicht durch ſeine Parteigenoſſen in der Kommiſſion über
die Nothwendigkeit der Poſition hätte informiren können hier
aufſteht um dieſe zu bekämpfen Die Einwendungen des
Abg Schmidt ſeien von dem Vertreter der Poſtverwaltung er
ſchöpfend widerlegt Namentlich fei es richtig daß ſich die Juſtiz
verwaltung hier nicht zum Vergleich heranziehen laſſe Reduererinnert daran daß als der preußiſche Lhnrtag vor einigen

Jahren die für den Umban der Geleiſe in Steglitz geforderte
Summe abgelehnt hatte kurzdarauf das bekannte beklagens
werthe Unglück ſich ereignete Die Bauten ſeien nicht nur zum
Schutze der Poſtbeamten ſondern auch zum Schutze des
Publikums da

Abg Müller Sagan Frf Vp ſchließt ſich dem was
der Abg Schmidt allgemein ausgeführt hat an beſonders ſei
der Vergleich mit den Juſtizgebäuden durchaus paſſend Die Schön
heitsrückſichten müſſen eben hinter denDienſtrückſichten zurücktreten
Es giebt aber vielerlei an den Poſtgebäuden was fortbleiben
könnte Das Prunkende an den Poſtbauten ihr Luxus ent
ſpreche nicht der Würde eines Staatsgebäudes der imponirenden
Ruhe eines vornehmen Baues Die Poſt ſollte abgehen von
n ſeien Poſtzopfſtil und übergehen zu einem ſoliden Ver
ehrsſtil

Abg Schmidt Warburg Jch habe mich bei einem Mit
gliede der Kommiſſion erkundigt dieſer ging zum Referenten
kam aber mit dem Beſcheid zurück Der Poſtetat wurde in der
Kommiſſion an dem Tage berathen an dem Fürſt Bismarck
hier ankam und da wiſſe er von nichts Heiterkeit
Jm Uebrigen bleibt Redner bei ſeinen früheren Aus
führungen Sicher ſei daß der Juſtizminiſter bei
uns allen Luxus vermeide und der Finanzminiſter ihn
auch dazu drängen Es wäre gut wenn auch im Reiche der
Rothſtift etwas mehr waltete

Abg Dr Ham macher Bei der Juſtiz wie bei der Poſt
verwaltung ſollen die Gebäude ſo eingerichtet werden wie es
dem dienſtlichen Bedürfniß entſpricht Daß es erforderlich iſt
in DeutſchKrone ein neues Gebäude zu errichten iſt uns nach
gewieſen Allerdings hat die Budgetkommiſſion an dem Tage
der Ankunft des Fürſten Bismarck über die Poſition berathen
ſie hat aber ſowohl das Bedürfniß bejaht und nach erfolgter
e auch die Kreditforderung angemeſſen gefunden
Wer ſich die Pläne anſieht der wird auch der An
ſicht ſein daß nicht mehr Räume gefordert werden als
unbedingt erforderlich ſind Dem Abg Müller gegenüber
möchte ich die Bauart der Poſtverwaltung vertheidigen Bei
der Ablehnung der Poſition für Steglitz hat ſich wie ich dem
Abg Gamp erwidern muß das Abgeordnetenhaus keineswegs
aus Sparfamkeitsrückſichten ausgeſprochen Außerdem erfolgte
das Unglück nur kurze Zeit nach der Ablehnung ſo daß auch
die Bewilligung der Summe es nicht hätte hindern können
Wenn Jemandem ein Vorwurf zu machen iſt ſo trifft der nicht
das Abgeordnetenhaus ſondern den Eiſenbahnminiſter der die
Forderung nicht rechtzeitig erhob

Nach einer kurzen Erwiderung des Abg Gamp der noch h
mals a die einſtimmige Annahme in der Kommiſſion hinweiſt
bemer

Abg Gröber Württemberg Ztr Die Wärme des
Abg Gamp erklärt ſich daraus daß Deutſch Krone zu ſeinem
Wahlkreiſe gehöre er i gewiſſermaßen pro domo geſprochen
habe Verwahrung müſſe er aber dagegen einlegen daß dereinzelne Abgeordnete ſtets an den Beſchluß der Kommiſſion ge

bunden ſein ſolle und keine eigene Meinung haben dürfe
Sehe man ſich die Pläne an ſo ſehe das neue Gebäude mehr
wie eine Kirche aus als wie ein Poſtgebäude Der Thurm
und fonſtige Schnickſchnack kann wegfallen beſonders jetzt wo
wir ſo viel Gründe zur Sparſamkeit haben

Abg Gamp erwidert er habe dem Abg Schmidt keines
ſze gen Recht einſchränken wollen eine eigene Meinung aus

zuſpreche
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Die Poſition wird gegen die Stimmen des Zentrums der
euch gingen Fraktionen und der meiſten Sozialdemokraten

ewilligtAuch bei Tit 28 Dienſtgebäude in Greifswald tadelt
Abg Schmidt Warburg den übertriebenen Luxus Der

prächtige Giebel und der ſchöne Thurm hätten fortfallen können
wenn er berechnen könnte wie viel dieſe koſten würde er be
antragen die Forderung um die entſprechende Summe zu kürzen
Jn der ſo kleinen Stadt Greifswald ſeien genug ſchöne Gebäude
an denen man ſeine Blicke ergötzen könnte Den Antrag die
Poſition ganz zu ſtreichen wolle er hier nicht ſtellen Wie gut
es ſei nicht immer gleich zu bewilligen ergebe übrigens dieſe
Poſition aus der hervorgehe daß man jetzt eine um 37 000 Mk
geringere Tr brauche

Der Titel wird bewilligt
Jn Titel 31 werden zur Herſtellung eines neuen Dienſt

gebäudes in Potsdam als erſte Rate 220000 Mk gefordert
Die Kommiſſion ſchlägt vor die Verwendungsbeſtimmung
zu ändern in für die Gründungsarbeiten eines neuen
Dienſtgebäudes in Potsdam 220 000 Mk und folgende Refo
lution anzunehmen

Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen den Plan des in
Potsdam herzuſtellenden neuen Dienſtgebäudes unter Zu
grundelegung eines Ziegelſteinbaues entwerfen zu laſſen

Das Haus ſtimmt beiden Vorſchlägen ohne Debatte zu
Den Titel 32 Zur Herſtellung eines neuen Dienſt

gebäudes in Schwerin Mecklenburg erſte Rate 120 000 Mk
beantragt

Abg Schmidt Warburg in die Budgetkommiſſion zurück
zuverweiſen Die geforderten Summen ſeien ſehr hoch und
ſchon die enorme Summe von 70 000 Mk für Steinmetzarbeiten
charakteriſiren den Bau als einen Luxusbau

Referent Abg Möller macht darauf aufmerkſam daß es
ſich bei dem Bau darum handle ihn mit früher hergeſtellten
Bautheilen in Uebereinſtimmung zu bringen

Direktor Fiſcher fetzt hinzu in den Steinmetzarbeiten
wären auch die Treppenanlagen der Sockel des Gebäudes c
einbegriffen Man dürfe auch nicht außer Acht laſſen daß
Schwerin der Sitz der Oberpoſtdirektion für beide Mecklenburg
ſei und daß das neue Gebände vorzugsweiſe dazu beſtimmt iſt
die Oberpoſtdirektion aufzunehmen

Unter Ablehnung des Antrags Schmidt wird der Titel
bewiliigt

Titel 38 Zur Erwerbung eines Bauplatzes für ein neues
Dienſtgebäude in Hamm Weſtfalen 108 760 Mark beantragt
Abg Schmidt Elberfeld zu ſtreichen Mit der Ab
lehnung werde nichts verſäumt es ſei beſſer noch einmal zu
prüfen ob der Bauplatz geeignet ſei

Abg Lenzmann fr Vp tritt dagegen für die Poſition
ein ebenſo Direktor Fiſcher Abg Dr Hammacher nl
v Kardorf Rp während Abg v Leipziger den An
trag Schmidt empfiehlt

Das Haus bewilligt die Poſition
Die Poſition zur Erwerbung eines Grundſtücks in Lifſa

Bez Poſen 175 500 Mark hat die Kommiſſion geſtrichen
Ohne Debatte ſtimmt das Haus dieſer Streichung bei
b n et der außerordentlichen Ausgaben wird debattelos
ewilligt

Die Einnahmen an Porto und Telegraphengebühren
veranſchlagt der Etat auf 245 500 000 Mk und erläutert dies
wie folgt Die Einnahme des Etatsjahres 1892/93 hat
226 042 715 Mk betragen was gegen 1891/92 einer Steigerung
von 5 Prozent entſpricht Jn den Jahren 1890/91 und
1891/92 betrug die Steigerung gegen die Vorjahre 5,19 und
4,42 Prozent während der drei letzten Jahre alſo im Durch
ſchnitt 4,95 Prozent Könnte angenommen werden daß dieſer
Prozentſatz auch im laufenden und im nächſten Etatsjahre
erreicht wird ſo würde für 1894/95 auf eine Einnahme von
rund 248 970 000 Mk zu rechnen ſein Bei den Stockungen
welchen die Steigerung der Einnahme an Porto und Tele
graphengebühren ſeit 1889/90 mehrfach ausgeſetzt geweſen iſt

en es indeß geboten über den Etatsanſatz nicht hingus
zugehen

Die Komiſſion beantragt unter Hintanfetzung dieſer
Bedenken die Einnahmen auf den oben angegebenen Satz von
248 979 000 Mk anzufetzen alſo den veranſchlagten Poſten um
3 470 000 Mk zu erhöhen

Abg v Staudy beantragt die Poſition nach dem Etats
anſatz zu bewilligen

Direktor im Reichsſchaßamt Aſchenborn Der Vorſchlag der
Kommiſſion die Einnahmen zu erhöhen iſt ſo ungewöhnlich
daß ich mich veranlaßt ſehe das Wort zu ergreifen Die
budgetrechtliche Befugniß zu der Erhöhung will ich nicht be
ſtreiten Jch bitte aber dabei die wichtige Etatspraris nicht
außer Acht zu laſſen andererſeits wird bei jedem Wechſel die
Schätzung für die Zukunft erſchwert werden Was ſpeziell den
hier in Frage kommenden Anſatz betrifft ſo iſt die Veranſchlagung
deſſelben nun ſeit zirka 10 Jahren ſtets in derſelben Weiſe er
folgt unter Berückſichtigung der jeweiligen wirthſchaftlichen Lage
wird ſtets ein beſtimmter Satz der rechnungsmäßigen Erwerbung
in Abzug gebracht damit auch beſtimmt das Etatsſoll
aufgebracht wird Genau ſo iſt auch hier verfahren eher hat
noch ein gewiſſer Optimismus geherrſcht Die Budget
kommiſſion will nun den bisherigen Weg verlaſſen und das
dreijährige Fraktionsergebniß ohne Abzug in den Etat einſtellen
Die Gründe welche dafür geltend gemacht werden ſcheinen mir
nicht durchſchlagend um ſo weniger als ſich in den letzten
Jahren ſtatt der Mehreinnahmen Mindereinnahmen ergeben
haben im laufenden Jahre haben ſich allerdings 700 000 Mark
Plus ergeben aber das liegt nur daran daß wir für das
laufende Jahr ſchon den Sicherheitsfaktor ſo hoch genommen

aben Man beruft ſich auf die zu erhoffende Beſſerung der wirth
ſchaftlichen Lage wodurch ſich auch die Poſteinnahmen ſteigern
würden Allein eine ſolche bloße Hoffnung ohne jede thatfäch
liche Unterlage widerſpricht doch allen Etatsregeln Jch bitte
Sie dem Antrage von Staudy zuzuſtimmenAbg Schmidt Elberfeld u Vp Jch komme auf die
neulichen Debatten über das Porto der Einheitsbriefe zurück
Der Staatsſekretär hat meine Forderung das Gewicht der Ein
heitsbriefe von 15 auf 20 Gramm zu erhöhen zurückgewieſen
mit der Behauptung daß dann ein Ausfall an Einnahmen von51 Millionen Mark eintreten würde Als ich das durch die
Zahlen der offiziellen Statiſtik widerlegte ſtützte ſich dem
gegenüber Herr Direktor Sachſe auf eine andere Statiſtik von
1891 Wenn ſich die beiden Statiſtiken nicht decken dann
können ſie unmöglich beide richtig ſein Nach der Angabe des

Direktors Sachſe aber betrug die Zahl der einfachen Briefe
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605 Millionen die Zahl der Doppelbriefe 92 Millionen
Wenn man aber Würtemberg und Baiern hinzurechnet F W
nicht 605 Millionen Einheitsbriefe im Deutſchen Keiche im
Jahre 1892 befördert worden ſondern 632 ionen Es
ſcheint in der Poſtverwaltung alles was an Briefen
Würtemberg und Baiern befördert worden iſt zu den
er gerechnet zu ſein dann ſtimmt näml
Rechnung Nach den erſten Angaben des Direktor Sach

in

das Prozentverhältniß zwiſchen Einheits und a
briefen läßt ſich demnach nur ein Prozentver
von rund 91 zu 9 herausrechnen Meine Angabenüber den vorausſichtlichen Ausfall an Einnahmen bei Erhöhung

des Gewichts der Einheitsbriefe waren richtig Die Angabender verſchiedenen Vertreter des Reichspoſtamts und e des

Staatsſekretärs jetzt und vor 4 Jahren wo er nur die
des Ausfalls den er jetzt befürchtet in Ausſicht nahm wider
ſprechen ſich auch vollkommen Die Statiſtik von 1891 auf
die die Herren ſich jetzt ſtützen ſcheint nur ſehr unvollſtändig

eweſen ſein und ſich vor allem nicht über das ganze Reich erſtrect zu haben Wenn Frhr v Manteuffel gemeint hat der
Staatsſekretär habe mich ad absurdum geführt ſo verzichte ich
darauf mit ihm darüber zu debattiren was absurd iſt Er
ſcheint dem Grundſatze bezüglich der Erklärungen von der
Miniſterbank zu huldigen credo quia absurdum est

Direktor Sachſe Auch ich kann meine Angaben nur auf
recht erhalten Abg Schmidt hatte behauptet daß nach ſeiner
Berechnung der ganze Ausfall nur eine halbe Million betragen
werde Jch habe bereits den Nachweis ſtatiſtiſch erbracht daß
dieſe Berechnung falſch iſt Jch habe ihm nachgewieſen
daß er den Verkehr von 1894 gemeint hat während
wir an 1892 dachten und daß Baiern und Würtemberg
von ihm unberückſichtigt geblieben ſind Jch habe ihm einge
räumt daß ſeine Zweifel auf Grund der offiziellen Statiſtik
berechtigt find daß die beiden Statiſtiken ſich nicht decken
Aber trotzdem ſind beide Statiſtiken richtig Abgeordneter
Schmidt ſcheint zu bezweifeln daß die Statiſtik von
1891 überhaupt ſtattgefunden habe Es ſcheint ſich
auch die Auffaſſung geltend zu machen daß wir die
Zahl von 51 Millionen nur erfunden und in die
Debatte geworfen hätten um abzuſchrecken Beides iſt
richtig Die Oberpoſtdirektionen wurden angewiefen die Er
hebungen zu machen die Zuſammenſtellungen zu machen und
zwar ohne Angabe des Zwecks So hat ſich der Prozentſatz
der Zahlen der Einheits und Doppelbriefe den ich anführte
ergeben Wir möchten auch gerne eine Erhöhung des Gewichts der
Einheitsbriefe durchführen aber es hindert uns daran allein
der hohe Ausfall Aber ich wiederhole Selbſt nach der Sta
tiſtik auf die ſich Herr Schmidt ſtützt iſt der Ausfall immer
noch über drei Millionen da die Hälfte von 64 Millionen
Doppelbriefen in Fortfall kommen würde Der Prozentſatz von
9201 9 den Abgeordneter Schmidt anführt bezieht ſich auf das
Verhältniß der Zahl der Doppelbriefe zu der Zahl der ge
ſammten Briefe während es ſich doch nur handelt um das Ver
häliniß der Doppelbriefe unter 20 Gramm zu denen über 20
Gramm und dies Verhältniß iſt 6,4 6,8

Abg Schmidt Elberfeld Ich bemerke wiederholt daß
ich die Statiſtik von 1892 angeführt habe plus Baiern und
Würtemberg Der Regierungsvertreter fucht die Sache auf ein
Mißverſtändniß zurückzuführen und bleibt dabei daß das Ver
hältniß der Doppelbriefe unter 20 Gramm zu denen über 20
Gramm 6,4 6,8 beträgt das giebt zuſammen 13,2 Prozent
aller Briefe Nach dieſem Prozentverhältniß müßten im Gauzen
92 Millionen Doppelbriefe befördert ſein während in Wirklich
keit nur 63 Millionen befördert ſind Jch frage woher kommt
dieſe Differenz

Abg Dr Hammacher ul Jch muß mich für den An
trag v Standy ausſprechen Direktor Aſchenborn hat nachge
wieſen daß der Etatsanſatz richtig iſt Man kann nicht ein
fach den Durchſchnitt der drei letzten Jahre bezüglich der Stei
gerung der Einnahmen annehmen ſondern muß auch alle Mo
mente berückſichtigen die ſtörend oder hindernd wirken oder
wirken werden Es läge eine Gefahr darin wenn man jetzt
dieſe Einnahmen höher annähme und es könnte einen nur der
Wunſch dazu leiten auf folche Weiſe eine Verminderung der Matri
kularbeiträge herbeizuführen Aber dem darfman doch nicht nachgeben
Wir müſſen die Aufſtellung der Einnahmen und die Verant
wortung dafür der Regierung überlaſſen Das ganze Geſchäfts
leben iſt nicht in einem folchen Aufſchwung begriffen daß eine
ſolche Mehreinnnahme zu erwarten iſt es verhält ſich eher
retardirend Nur mit ernſten Grundfätzen kann man eine
richtige Finanzaufſtellung machen

Abg Richter fr Volksp Abg Hammacher hat uns das
vorgetragen was wir ſchon genau ebenſo in der Kommiſſion
gehört haben Gleichwohl hat die Budgetkommiſſion mit Zwei
drittel Mehrheit ihren Beſchluß gefaßt Wenn die Budget
kommiſſion überhaupt eine Bedeutung hat ſo muß man ihr in
dieſer Frage der Finanzirung des Etats folgen Wir können
unmöglich die Frage einer neuen Steuerbewilligung in Betracht
ziehen ehe nicht der Etatsanſatz der Wirklichkeit entſprechend geſtaltet
wird und nicht nach einer Schablone denn weiter iſt es nichts
Der Miniſterialdirektor ſagt der Vorgang ſei ungewöhnlich
Ja gewiß iſt denn aber die jetzige Steigerung der Matrikular
beiträge gewöhnlich Die ſtatiſtiſche Gewohnheit kommt nur in
Betracht bei Vergleichung der wirklichen Rechnungsergebniſſe
nicht bei den Etatsanſätzen Von einer kompetenten Etatspraxis
kann hier nicht die Rede ſein Die Regierung hatgerade die konſtatirte
Etatspraxis verlaſſen und hateinen willkürlichen Abzug gemacht Wir
handeln dagegen nach Grundſatz wir verlangen daß die Summe
der durchſchnittlichen Steigerung des Verkehrs in den letzten
drei Jahren angeſetzt wird Früher hatten wir es nicht nöthig
die Sache ſo ſcharf zu nehmen weil die Veberweiſungen groß
waren nnd ſtiegen Außerdem hatten wir immer einen großen
Ausfall aus der Zuckerſteuer zu befürchten was nach der neuen Zucker
ſteuergeſetzgebung nicht mehr der Fall iſt Der Miniſterialdirektor
meint wir müßten vorſichtig ſein Ja dieſe Vorſicht iſt doch auch den
Einzelſtaaten gegenüber nöthig Nicht der Etat iſt der richtigſte
der ſchablonenmäßig kalkulatoriſch feſtgeſtellt iſt ſondern der der
Wirklichkeit am meiſten entſpricht Die letzten drei Jahre
waren doch gerade ſehr ungünſtige für die Poſtverwaltung
namentlich war das Jahr 1892/93 wirthſchaftlich das un
günſtigſte ſeit langer Zeit weshalb ſollen wir dieſe
Ungunſt die jetzt bereits überwunden iſt bei der
Anſetzung des Etats maßgehend ſein laſſen Abg Hammacher
ſagt wir müſſen da der Regierung foigen die weiß es beſſer
Ja dann dürfen wir überhaupt nichts an dem Etat ändern
Aber Herr v Stephan ſelbſt hat ja die Mitglieder des
Handelstages aufgefordert nicht ſo peſſimiſtiſch zu ſein
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er könne verſichern der Verkehr im
Und auch der Schatzſekretär
eine vorausfſichtliche r Steigerung des hrs zu

ben Und dann iſt die Regierung denn unparteiiſch inden Dingen namentlich wo es ſich um den Nachweis der

igkeit neuer Steuern handelt Der Staatsſekretär von
han ſagt die Cholera kann wiederkommen Ja wir können doch

unſeren Etat nicht auf die Cholera einrichten Und dann ſagt
wenn der Quittungs und Frachtbriefſtempel angenommen
dann wird der Poſwerkehr einen großen Rückgang erleiden

ewiß aber wir haben doch in der Hand das zu verhindern
einer Anſicht nach wäre es durchaus ungerecht den Einzel

ſtaaten gegenüber die die Matriknlarbeiträge aufzubringen haben
eine an und für ſich ungerechtfertigte Verminderung der Ein
nahmen im Etat vorzunehmen

Staatsſekretär Dr v Stephan Die Regierung hat kein
Intereſſe daran den Etat möglichſt niedrig anzuſetzen Wenn
der Vorredner ſagte ich hätte ſelbſt eine Verkehrsſteigerung bei

Weſt zugeſtanden ſo war eine ſolche Steigerung damals vor
handen indeß haben ſich die Verhältniffe ſeitdem ungünftig ge
äudert Jm Dezember dieſes Jahres hatten wir einen Poſt
überſchuß von 5 Mill Mk im vorigen Jahre dagegen
7 Millionen Die von der Kommiſſion beſchloſſene Mehr
einnahme beträgt 22 Proz Wie können Sie glauben daß
eine Verwaltung einen ſolchen Fehler im Anſatze macht Eine
ſolche Heraufſetzung iſt noch nie vorgekommen Der Verkehr
mit Amerika iſt geringer geworden wegen der dortigen Kriege
und der Silberkriſis und der norddeutſche Lloyd hat mir mitge
theilt daß er gezwungen ſei ſeine zweiwöchentliche Fahrt nach
Amerika einzuſtellen Dann bedenken Sie welche Koſten ein
ſolcher Sturm wie der der letzten Tage macht Lachen
links An Telegraphenleitungen haben wir einen Schaden
von 600 000 Mark gehabt und allein in Hamburg einen ſolchen
von 197 000 Mark Solche Verhältniſſe und möglicher Weiſe
vorkommende Fälle müſſen doch auch in Rechnung geſtellt
werden Es iſt ſehr gefährlich folche Etatserhöhungen ſeitens
der Kommiſſion vorzunchmen denn dann geht die Laſt der
Verantwortlichkeit für den Etat von den Schultern der Beamten
des Reichs auf den Reichstag über

Abg von konſ Aus der Rede des Ab
geordneten Richter habe ich auch nichts entnehmen können was
nicht ſchon in der Budgetkommiſſion vorgebracht iſt 1893,94
hat wenn man von den bereits abzgeſchloffenen
10 Monaten einen Schluß ziehen will gegen 1392,93
nur eine Zunahme des Verkehrs von 4,31 Prozent
ſtattgefunden Danach würden höchſtens 246 556 897 Mark
ſtatt der von der Regierung angeſetzten 245 500 000 Mark
in den Etat als Einnahme einzufetzen ſein Wir wollen eine
Beſſerung der Finanzverhältniſſe herbeiführen das geſchieht
aber nicht durch künſtliche höhere Etatiſirung der Ein
nahmen Keine Partei wird geſchloſſen für den An
trag Staudy ſtimmen Die von der Kommiſſion in den
Etat geſtellten Einnahmen ſind ja ein höchſt erſtrebenswerthes
Ziel das aber nicht zu erreichen iſt Die Poſtverwaltung ſelbſt
hat ein Jntereſſe die Einnahmen höch erſcheinen zu laſſen da
man ihr ja von anderer Seite hohe Ausgaben vorwirft Wir
werden gegen jeden Verſuch mit unſerem Budget Experimente
und Finanzkunſtſtücke zu machen energiſch Front machen Bei
fall rechts

Abg Bebel Soz Herr Hammacher wies ſoeben auf die
allgemeine Nothlage hin neulich bei der Nothſtandsdebatte
ſprachen die Herren genau im entgegengeſetzten Sinne Sie
ſprechen alſo wie es ihnen gerade paßt Auch Herr
v Stephan hat ſehr ſchwarz gemalt er wies auf Amerika hin
aber dieſe Verhältniſſe waren auch ſchon vorhanden als er ſeine
vom Abg Richter erwähnte Rede hielt Wir haben gar keinen
Grund die Verkehrsſteigerung als günſtiger im kommenden
Etatsjahre anzunehmen wie ſonſt Die Regierung
hat im Hinblick auf ihr Steuerprojekt ein Jntereſſe
daran die Einnahmen möglichſt niedrig hinzuſtellen Der Reichs
tag iſt aber in ſolchen Etatsſachen vollſtändig ſouvergain und
er hat kein Jntereſſe daran ſpäter der Poſt wieder die Möglich
keit zu geben zu ſagen die Einnahmen ſind noch um ſo und
ſo viel höher geworden Herr Aſchenborn hat in der Kommiſſion
die Einnahmevermehrung viel ſtärker bekämpft als die Poſt
verwaltung und die letztere ſcheint erſt nachträglich zu der
jetzigen Einſicht gekommen zu ſein Der bayeriſche Verkehrs
Miniſter hat in der Kammer erklärt daß er eine Erhöhung des
Briefgewichts habe befürwortet daß aber ſeine Abſicht am
Widerſtand des Herrn v Stephan geſcheitert ſei Hört hört
Jch möchte das doch noch hier hervorheben Dann möchte ich
noch anregen daß das Briefporto in Berlin auf 5 Pfg er
mäßigt wird Jn Hamburg iſt ein ſolches Porto ſogar für die
nächſte Umgebung mit für einen Raum noch größer als Berlin
eingeführt Herr v Stephan meinte in der Kommiſſion daß
eine Ermäßigung des Briefportos in Berlin nicht ſtattfinden
könne weil dann ja die Privatgeſellſchaften nicht mehr exiſtiren
könnten Eine ſolche Rückſicht kannte Herr v Stephan doch
früher nicht und eine ſolche Rückſicht iſt auch meiner Anſicht
nach nicht ger

Staatsſekretär v Stephan Jch muß es als eine voll
ſtändige Erfindung erklären daß über die Erhöhung der Ge
wichtsgrenze für die Einheitsbriefe mit Baiern irgendwie ver
handelt worden iſt

Direktor im Reichsſchatzamt Aſchenborn Jch muß das
Reichsſchatzamt dagegen verwahren zu ſehr mit der Schablone
wie Herr Richter meint den Etat aufgeſtellt zu haben Wir
haben uns ſtreng an die Grundſätze gehalten die von allen Be
theiligten und maßgebenden Faktoren alle die Jahre lang feſt
gehalten ſind Wir hatten die Einnahmen eigentlich noch
niedriger veranſchlagen wollen und ſind der Poſtver waltung
gefolgt die um eine etwas höhere Einſtellung der Einnahmen
bat Wir haben den Etat in voller Loyalität aufgeſtellt der
Etat ift nicht güuſtig auch nicht ungünſtig aufgeſtellt Es
wäre doch auch eine Täuſchung zu glauben daß wenn die Ein
nahmen um 3 Millionen höher etatiſirt werden auch der
Ueberſchuß in derſelben Weiſe ſteigen muß denn wenn die
Einnahmen ſteigen ſo ſteigen doch auch die Ausgaben

Abg Rickert fr Vg betont das Recht des Reichstags
u ſolchen Maßnahmen und ſieht nicht ein wie die Regierung
ich ſo ſehr für die Beibehaltung des Etatsanſatzes erwärmen
kann da doch dem Reichstage die Verantwortung bleibt wenn
die Einnahmerermehrung ſich als falſch herausſtellt

Abg Bachem Ctr iſt der Anſicht daß der Anſatz der
Budgetkommiſſion der Wahrheit näher kommt als der der
Regierung

Abg Bebel erklärt daß er ſeine Jnformatſonen betreffs der
Aeußerungen des baieriſchen Verkehrsminiſters der Frankfurter
Zeitung entnommen habe und dieſelben für richtig halte da
auch die Augsburger AbendZeitung daſſelbe erwähnt habe und
auch ſein Freund Grillenberger der ſoeben von den Verhand
lungen des baieriſchen Landtages hier eingetroffen ſei ihm be

ti be alle bishert bei gen Aue Deſen vorgeſchlagenen Reformen ſeien e et Widerſtande
z

daß Miniſter von Crailsheim geſagt

der Reichspoſtverwaltung geſcheitert Hört hört
Der Antrag der Budgetkommiſſion wird gegen die

Stimmen der beiden konſervativen und der nationalliberalen
Fraktionen angenommen ebenſo der Reſt der Einnahmen
Die Petitionen zum Poſtetat werden durch die zu den

betreffenden Etatspoſitionen gefaßien Beſchlüſſe für erledigt
erklärt

Beim Etat der Reichsdruckerei bemerkt
Abg Frhr v Heereman Ztr Wenn ich beim

Poſtetat in der Lage war dem Herrn Generalpoſtmeiſter ent
gegenzutreten ſo bin ich hier in der erfreulichen Lage ihm
meine vollſte Anerkennung für die Leitung der Reichsdruckerei
auszuſprechen Jhnen gebührt unſer vollſter Dank dafür daß er
die richtigen Leute an die richtige Stelle geſetzt und auf dieſe
Weiſe ſo vorzügliche Leiſtungen zu erzielen vermocht hat Große
Leiſtungen werden namentlich erzielt durch ein neues galvano
plaſtiſches Verfahren bei der Wiedergabe von Stichen

Staatsſekretär Pr von Stephan Jch muß dem Vor
redner meinen aufrichtigſten Dank ſagen beſonders im Namen
der Männer die an der Leitung der Reichsdruckerei ſtehen Die
großen Leiſtungen dieſes Jnſtituts würden aber nicht haben er
zielt werden können wenn der Reichstag nicht ſo bereitwillig
die Mittel für dieſelbe bewilligt hätte Jch wünſche nur daß
die Herren hier im Haufe von den Einrichtungen der Poſt
und Telegraphenverwaltung dieſelbe eingehende Kenntniß ge
nommen hätten wie von den Einrichtungen der Reichsdruckerei
dann würden ſie erſterer Jhre Anerkennung eben ſo wenig ver
ſagt haben Heiterkeit

Abg Schmidt Elberfeld ſchließt ſich der Anerkennung
des Abg Heereman an und wünſcht daß das Jnſtitut der Jn
duſtrie mit Auskunft über die Art und Weiſe zur Erzeugung
ſo vollkommener Erzeugniſſe an die Hand gehe Er bitte den

Staa tsſekretär das Jnſtitut zu derartigen Anskünften zu er
mächtigen

Der Etat der Reichsdruckerei wird ohne weitere
Debatte bewilligt

Hierauf vertagt ſich das Nächſte Sitzung Freitag 1 Uhr
Etat des Auswärtigen Amts Kolonialetat Nachtragsetat

Schluß nach 6 Uhr

Preußiſcher Landtag
Abgeordnetenhaus

16 Sitzung vom 15 Februar
11 Uhr Am Miniſtertiſche Dr v Schelling u A
Das Hans tritt in die zweite Berathung des Etats der

Juſtizverwaltung ein Bei Kap 30 Tit 1 der Einnahmen
Gerichtskoſten und Geldſtrafen weiſt

Abg Schmitz Erkelenz darauf hin daß die Einnahmen
aus den Gerichtskoſten im laufenden Jahre vermuthlich fünf
Millionen mehr betragen werden So erfreulich dies im
Sinne des Finanzminiſters ſei ſo dürfe man doch auch die
Kehrſeite nicht außer Augen laſſen die Stimmung Derjfjenigen
von welchen jene Summe aufgebracht wird Abgeſehen von
der Ungleichmäßigkeit und Unüberſichtlichkeit der Geſetzgebung bezüg
lich der freiwilligen Gerichtsbarkeit komme hier noch die Höhe der
Koſten in Betracht Der Prozentſatz der Koſten in Vormundſchafts
ſachen wächſt in demſelben Verhältniß als das Vermögen abnimmt
Gleiche Klagen beſtehen betreffs der Koſten im Grundbuch
weſen Eine Geſetzesvorlage bezüglich der Gerichtsperſonen ſei
leider nicht vorgelegt obwohl die Aenderung der einſchlägigen
Gefetzesbeſtimmungen dringend nothwendig ſei Beſonders be
troffen werde von der Höhe der Grundbuchkoſten der mittlere
und der kleine Beſitz Jn den außerrheiniſchen Landestheilen
werde die Sache allerdings meiſt nicht ſo dringend Geklagt
werde auch über den allzu großen Formalismus im Grundbuch
wefen dieſer Formalismus komme daher daß der junge
Richter ſich nicht genng mit Volkswirthſchaft beſchäftige
und unr allzu oft die ländlichen Verhältniſſe mit dem Auge
des Bewohners der großen Stadt anſehe Beifall Jn allen
Landestheilen ſei ein Grund der Beſchwerde da daß bei Ver
erbung des Jmmobiliarbeſitzes von den Eltern auf die Kinder
die Gebühren dieſelben ſind als wenn der Beſitz durch Kauf
oder Verkauf in andere Hände übergeht Derartig ſchlechte
Geſetze auszumerzen gehört auch in das Gebiet des Agrarrechts
Die Koſten müſſen in dem richtigen Verhältniß zu der Leiſtungs
fähigkeit ſtehen

Geh Rath Vietſch Anf die Einzelheiten der Wünſche
des Vorredners will ich jetzt nicht eingehen Betreffs der all
gemeinen Geſichtepunkte bemerke ich daß auch die Regierung
eine anderweite Feſtſetzung des Koſtenanſatzes in Vormundſchafts
und Grundbuchſachen für nothwendig hält ſoweit die all
gemeine Finanzlage es geſtattet Die höheren Werthobjekte
ſollen dabei höher herangezogen die geringeren dafür ent
laſtet werden Jm Jahre 1890 wurde ein bezüg
licher Geſetzentwurf vorgelegt der aber nicht zur Ver
abſchiedung gelangt iſt Es wurden auf Grund der
damals laut gewordenen Wünſche ſtatiſtiſche Erhebungen
veranlaßt und dieſe führten zu einem neuen Geſetze
im Jahre 1892 das wieder zu mancherlei Aeußerungen ſeitens
der richterlichen Kreiſe führte Dabei ſtellte es ſich herans daß
eine Regelung des Koſtenweſens der geſammten nichtſtreitigen
Gerichtsbarkeit nothwendig ſei Es iſt nunmehr vom Jnſtiz
miniſterinm ein neuer Geſetzentwurf ausgearbeitet worden welcher
das vollſtändige Koſtenweſen in Betreff der nicht ſtreitigen
Gerichtsbarkeit und auch der ſtreitigen Gerichtsbarkeit ſo weit dieſe
der Handelsgeſetzgebung unterliegt regelt Dieſer Entwurf iſt
wiederum den Amlsgerichten und Oberlandesgerichten zur Begut
achlung eingereicht worden und dieſe Gutachten haben wieder
dahin geführt eine Umarbeitung des Entwurfs vorzunechmen
und eine Gebührenordnung für Notare als befſonderes Geſetz
feſtzuſetzen Daß das Geſctz urch nicht an den Landtag gelangt
iſt liegt an den beſonderen Schwierigkeiten der Materie denn
es iſt äußerſt ſchwer eine Anzahl entgegenſtehender Intereſſen zu
vereinigen es ſtehen ſich gegenüber die Jntereſſen dergerichtscinge
ſeſſenen Bevölkerung die der Staatskaſſeunddie der Notare Die Ziele
des Entwurfs die kurz zuſammengefaßt dahin gehen die Ver
einfachung des Rechtszuſtandes durch Schaffung thnnlichſter
Rechtseinheit für alle Landeslheile zu erzielen Zuſammenfaſſung
der zerſtreuten Beſtimmungen in ein Gefſetz vor Allem aber
eine gerechtere Vertheilung der Gebühren auf die einzelnen
Geſchäfte die Verringernng der Gegenſätze dieſe Ziele zu
erreichen iſt fortgeſetzt das Bemühen der Regierung Sie giebt
ſich der hin daß wenn ſie den Entwurf einbringen
wird dieſer vom Hauſe wohlwollende Prüfung finden wird

Abg Bröſe konſ Die hohen Gerichtskoſten belaſten
vorzugsweiſe den Mittelſtand Darum ſind wir dem Junſtiz
miniſter beſonders dankbar daß er eiſr Geſetz hat ausarbeiten
laſſen welches den ſchwierigen Verfuch einer Reform auf dieſem
Gebiet anſtrebt Jch kann den Ausführungen des Abg Schmitz

nur voll zuſtinmen Beim Grundbuchweſen müßte beſonders
der Maklerwerkehr möglichſt rege werden Ermäßigen wir
die Koſten welche auf dem Grundbeſitz laſten ſo liegt das im
Jntereſſe des ganzen Landes

Der Titel und der Reſt der Einnahme wird ge
nehmigt

Bei den Ausgaben Titel 1 Gehalt des Miniſters bemerkt
Abg Böttinger nul daß nach einem Geſetze von

14 Germinal des Jahres 11 und einem für das Herzogthum
Berg erlaſſenen Dekret vom 12 November 1809 nur ſolche
Namen in s Handelsregiſter aufgenommen werden die im
Kalender ſtehen oder in der alten Geſchichte vorkommen Auf
Grund dieſer Geſetze haben in der Rheinprovinz Standes
beamte ſich geweigert andere Namen auch Abkürzungen von
im Kalender vorkommenden Vornamen in s Handelsregiſter ein
zutragen ſo daß zum Beiſpiel die Namen Fritz Hans
Erna zurückgewieſen werden Die Beſtimmung daß Namen
aus der alten Geſchichte gewählt werden dürfen bietet auch
große Schwierigkeit denn was verſteht man unter alter Er
ſchichte Es iſt dringend wünſchenswerth daß dieſe Mißſtände
beſeitigt werden die geradezu widerwärtig ſind Sogar der
Name Hellmuth iſt als Vorname abgelehnt worden der
doch als Vorname Moltke s bekannt iſt Der Betreffente
dem das paſſirte wandte ſich an das Gericht und dies beſchied ihn
dahin daß es ſeine Beſchwerde ablehnen müſſe indeß ſei ihm
der Antritt des Beweiſes unbenommen daß der Name Hellmul
in der alten Geſchichte vorkomme Heiterkeit Eine Ablehnung
eines ſolchen Namens müſſe Aerger und Verdruß bei den Eltern
hervorrufen Jch betone nochmals daß eine Aenderung dieſes
Zuſtandes der nur in einem Theile der Rheinprovinz und ſonſt
nirgends beſteht ſtattfinde Mit dem Geiſte der deutſchen Geſetz
gebung und dem geſunden Menſchenverſtand ſtimmt ein ſolcher
Zuſtand nicht überein Jch wünſche daß noch in dieſer Seſſion
hier Remedur geſchaffen wird

Geheimrath Skonitzki Dieſer ſogenannte Mißſtand liegt
nur daran daß die Standesbeamten die Geſetze nicht richtig
anwenden Die Tendenz des Geſetzes ging dahin nur Namen
aus der Zeit der franzöſiſchen Revolution auszuſchließen daher
die Beſtimmung Namen aus der alten Geſchichte dürften ge
wählt werden außerdem will das Geſetz daß nur
allgemein gebräuchliche Namen gewählt werden dürfen
da man doch nicht alle möglichen Namenbildungen
ins Standesregiſter eintragen darf Es iſt eine Ver
fügung an die Oberſtaatsanwaltſchaft erlaſſen worden die die
von mir eben erwähnten Geſichtspunkte einſchärft Wenn das
keinen Erfolg haben ſollte wird zu erwägen ſein ob ein Akt
der Geſetzgebung nothwendig iſt Uebrigens iſt kein großer
Mißſtand vorhanden da ja die Abkürzungen der Namen die
im Standesregiſter voll eingetragen ſind im gewöhnlichen Leben
gebraucht werden können Unruhe und den Betreffenden der
Beſchwerdeweg offen ſtehe

Abg v Eynern nl Es wäre nach meiner Anſicht doch
am beſten wenn mit dieſem ganzen alten Quark aufgeräumt
würde der uns von den Franzoſen aufoktroyirt iſt Daß ein
Regierungsvertreter dieſe Beſtimmungen noch vertheidigt iſt
mir ſehr intereſſant Wir wollen nichts mehr mit den Franzoſen
zu thun haben und uns auch im Rheinland als Deutſche fühlen

dir ſelbſt iſt es paſſirt daß ein Enkel von mir den man
Kurt nennen wollte nicht ſo genannt werden durfte Ruf

rechts Was Der Standesbeamte ſagte Konrad müſſe er
getauft werden Heiterkeit Konrad ſagte verwundert die
Frau Mama Heiterkeit Alſo Kurt darf man ein Kind nicht
nennen aber Nebukadnezar Heiterkeit

Abg Boettinger nl iſt auch der Anſicht daß Jeder
das Recht haben müſſe ſeinen Kindern einen deutſchen Namen
zu geben und daß dieſe alten Beſtimmungen durch neue Gefetze
beſeitigt werden müſſen

Abg Dr Arendt fk macht darauf aufmerkſam daß jetzt
vielfach vereinbart werde daß Hypotheken in Gold zurückbezahlt
werden müſſen Es müſſe ſeiner Anſicht nach beſtimmt werden
daß eine Rückzahlungsklauſel nur die Beſtimmung enthalten
dürfe daß die Rückzahlung in Reichswährung zu erfolgen habe

Staatsſekretär v Schelling Jch kann der Anregung des
Vorredners kaum Folge leiſten Eintragung in die Grund
bücher darf nur erfolgen wenn die Rückzahlung in Reichs
währung vereinbart iſt Doch hat man jetzt eine Klauſel hie
und da beigefügt daß dieſe Reichswährung in Gold zu zahlen
ſei Das Kammergericht hat eine ſolche Eintragung für zu
läſſig erachtet und ich bin demgegenüber nicht in der Lage
irgend eine Einwirkung auf dieſe Praxis und die Jndikatux
auszuüben

Abg Dr Arendt macht darauf aufmerkſam daß auch
wenn eine ſolche Goldrückzahlungsklauſel vereinbart ſei doch
eine Rückzahlung in Silberthalern zuläſſig ſei da im Geſetze
doch ſtehe daß man Silberthaler dis zu jeder Höhe annehmen
müſſe dagegen andere Silbermünzen nur bis zu 20 Mk Dieſe
ganze Klauſel ſei nur ein Produkt der Angſtineierei

Abg Brandenburg iſt der Anſicht daß zu wenig Richter

führung der Dienſtaltersſtufen für die Juſtizverwaltung Es
ſei eine ganz falſche Annahme wenn man glaube daß die Juſtiz
beamten beſonders im Gehalte bevorzugt feien ſie haben zwar
ein ziemlich hohes Maximalgehalt aber was nütze ein hohes
Maximalgehalt wenn man es gar nicht oder erſt am Ende
ſeines Lebens erhalte

Geheimrath Vierhaus macht darauf aufmerkſam daß ſeit
der neuen Gerichtsverfaſfung 334 nene Richterſtellen und ſeit
1888/89 allein 312 neue Richterſtellen geſchaffen ſeien und daß
die Regierung fortfahren werde mehr etatsmäßige Richterſtellen
einzurichten Die Jnſtizverwaltung iſt der Anſicht daß eine
Einführung der Dienſtaltersſtufen für Richter nur günſtig
wirken kann indeß ſtehen der Durchführung dieſer Maß
regel noch große Schwierigkeiten entgegen Es müſſe ein
Modus geſchaffen werden der die Richter vor Schaden bewahrt
Beſonders machen die Uebergangsbeſtimmungen Schwierigkeiten
Eine Durchführung der Dienſtaltersſtufe ſchlechtweg würde eine
vollſtändige Verſchiebung aller Anciennitätsverhältniſſe mit ſich
bringen denn dann beginne das Dienſtalter mit der erſten An
ſtellung während es jetzt mit dem Examen anfange Bei einer
Einführung der Dienſtaltersſtufe müßten alſo eigentlich
die Aſſeſſoren verpflichtet werden jede angebotene Richter
ſtelle anzunehmen Jetzt kann die Junuſtizverwaltung
aus den Aſſeſſoren geeignete für beſtimmte Stellen aus
wählen und auch einmal einen jüngeren Aſſeſſor eher anſtellem
Nach Einführung der Altersfiufen dagegen hätte ſie die morg
liſche Pflicht die Anciennitätsverhältniſſe ſtreng zu berückſich
tigen und es würde ſich dann auch nicht vermeiden laſſen daß
Aſſeſſoren weit weg verſetzt würden Es böten ſich alſo noch
viel Schwierigkeiten für h der Dienſtaltersſtufen
die Juſtizverwaltung wird aber beſtrebt ſein dieſelben zu über
winden

Fortſetzung in der Abendausgahe

ſtellen vorhanden ſeien und wünſcht eine vollſtändige Durch
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